
1 

 

 

 
 
Positionierung des Paritätischen zum  Regierungsentwurf für ein Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualit ät in der Gesetzlichen 
Krankenversicherung  
(GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-Weiterentwicklun gsgesetz – GKV-FQWG) 
Kabinettsbeschluss, Stand 26.03.2014 
 
  
Die Bundesregierung hat den Regierungsentwurf für ein Gesetz zur Weiterentwick-
lung der Finanzstruktur und der Qualität in der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-Weiterentwicklungsgesetz – GKV-FQWG) vorge-
legt. Der Paritätische Gesamtverband möchte die Gelegenheit zur Stellungnahme 
nutzen. 
 
Der Paritätische ist Dachverband für über 10.000 rechtlich selbständige Mitgliedsor-
ganisationen. Diese sind in allen Bereichen der sozialen Arbeit tätig, z. B. als Träger 
von Diensten und Einrichtungen der Gesundheitsversorgung. Ferner ist der Paritäti-
sche Gesamtverband auch ein Verband der Selbsthilfe und damit wesentliches 
Sprachrohr für die Patientenvertretung in Deutschland. Unter seinem Dach engagie-
ren sich über 90 bundesweit tätige, gesundheitsbezogene Selbsthilfeorganisationen 
für chronisch kranke und behinderte Menschen. Vorsichtigen Schätzungen nach sind 
in ihnen über 800.000 chronisch kranke oder behinderte Menschen aktiv. 
 
Mitglieder im Paritätischen sind also einerseits zahlreiche Selbsthilfeorganisationen 
für spezifische Erkrankungen, zusammengefasst im Forum chronisch kranker und 
behinderter Menschen – das ist die Nutzerperspektive. Andererseits erbringen Mit-
gliedsorganisationen des Paritätischen millionenfach Leistungen in Krankenhäusern, 
Pflegeeinrichtungen und in der Rehabilitation – das ist die Perspektive der Leis-
tungserbringer. Die folgenden Ausführungen greifen demzufolge die Position des 
Paritätischen aus der Nutzer- und der Leistungserbringerperspektive auf. 
 
 
Allgemeine Bewertung 
 
Der Paritätische begrüßt, dass die Bundesregierung die im Koalitionsvertrag ange-
kündigten Vorhaben zügig umsetzen will hierfür einen Entwurf für ein Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualität in der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-Weiterentwicklungsgesetz – GKV-
FQWG) vorgelegt hat. In dem Entwurf werden im Wesentlichen Regelungen zum 
Aufbau eines Instituts für Qualitätssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen 
und zum Thema Finanzierung geschaffen.  
 
Die Absicht, mit einem Institut die Transparenz in Bezug auf die Qualität der Angebo-
te der gesundheitlichen Versorgung zu verbessern, wird vom Paritätischen ausdrück-
lich unterstützt. Allerdings ist die im Entwurf vorgesehene Form der Einbindung der 
Patienten- und Selbsthilfevertretungen unzureichend. Die von der Bundesregierung 
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wiederholt betonte Beachtung und Stärkung der Patienteninteressen muss durch ei-
ne rechtlich verbindliche Beteiligung der Patienten- und Selbsthilfevertretungen am 
Institut und der sie tragenden Stiftung umgesetzt werden.  
 
Qualität und Transparenz ist auch für Krankenhäuser im Paritätischen ein wichtiges 
Anliegen. Der Paritätische stellt jedoch fest, dass es künftig auch darum gehen muss, 
eine Verbesserung der Ergebnisqualität im ambulanten Sektor zu erreichen und hier-
für weitere notwendige Schritte einzuleiten.   
 
Ferner sollen mit dem Gesetzesvorhaben die Finanzierungsgrundlagen der gesetzli-
chen Krankenversicherung nachhaltig gestärkt und auf eine dauerhafte solide Grund-
lage gestellt werden. Der Paritätische kritisiert dabei die geplante Festschreibung der 
Arbeitgeberbeiträge sowie die geplante Festsetzung der Beitragssätze, die um fast 
11 Milliarden Euro unter den Leistungsausgaben liegen und damit in absehbarer Zeit 
die Erhebung kassenindividueller Zusatzbeiträge zu Lasten der Versicherten erfor-
dert. Der Paritätische begrüßt die geplante Weiterentwicklung des morbiditätsorien-
tierten Risikostrukturausgleichs. 
 
 
Der Paritätische benennt im Folgenden notwendige inhaltliche Änderungs- und Er-
gänzungsbedarfe: 
 

1) Gründung eines Instituts für Qualitätssicherung und Transparenz im Ge-
sundheitswesen - § 137a Absatz 1 und 2 SGB V 

 
Grundsätzlich wird die Gründung eines fachlich unabhängigen und rechtsfähigen 
wissenschaftlichen Instituts in Trägerschaft des Gemeinsamen Bundesausschuss (G-
BA) begrüßt. Allerdings merkt der Paritätische an, dass die Selbsthilfe- und Patien-
tenbeteiligung im Gesundheitswesen eine herausragende Bedeutung hat und nach 
10 Jahren erfolgreich praktizierter Patientenbeteiligung in den Gremien des G-BA 
eine notwendige Ergänzung des Mitberatungsrechts von Patientenvertretungen, bei-
spielsweise durch ein Stimmrecht in Verfahrensfragen und langfristig in Sachfragen, 
angegangen werden muss. Dieses sollte bei der Gründung des neuen Instituts un-
bedingt Beachtung finden, beispielsweise durch die Einbindung der Selbsthilfe- und 
Patientenvertretungen in die Gremien der neu zu gründenden Stiftung.  
 
Die Selbsthilfe- und Patientenbeteiligungsrechte si nd im Gemeinsamen Bun-
desausschuss weiter auszubauen. In den Gremien der Stiftung und des Insti-
tuts muss die Patientenvertretung von Beginn an mit  Sitz und Stimme beteiligt 
sein. Dafür müssen die Patientenvertretungen im Hin blick auf personelle und 
zeitliche Ressourcen vergleichbar mit den Leistungs erbringern und ihren Ver-
bänden ausgestattet sein. 
 
 
2) Institutionalisierung und Kontinuität  
 
Durch die Institutionalisierung und Gründung einer Stiftung entfällt die europaweite 
Ausschreibung für die Trägerschaft des neuen Instituts. Zu begrüßen ist, dass auch 
die Bundesregierung die Erkenntnis hat, dass eine regelmäßige europaweite Aus-
schreibung für die kontinuierliche und erfolgsversprechende Arbeit einer solchen In-
stitution kaum hilfreich ist. Der Paritätische merkt jedoch an, dass dies auch für die 
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unabhängige Verbraucher- und Patientenberatung nach § 65b SGB V gilt. Aufgrund 
der umfangreichen Materie ist eine personelle und konzeptionelle Kontinuität not-
wendige Voraussetzung für eine komplexe Verbraucher- und Patientenberatung.  
 
Der Paritätische empfiehlt, auch für die unabhängig e Verbraucher- und Patien-
tenberatung Regelungen zu schaffen, die personelle und konzeptionelle Konti-
nuität ermöglichen . 
 
 
3) Maßnahmen zu Qualitätssicherung – § 137a Absatz 3 SGB V 
 
Der Auftrag des Instituts, Maßnahmen zur Qualitätssicherung und zur Darstellung der 
Versorgungsqualität zu erarbeiten, wird vom Paritätischen ausdrücklich unterstützt. 
Insbesondere ist aus Sicht des Paritätischen die Aufbereitung der Daten in einer für 
Patient/-innen verständlichen Form längst überfällig.  
 
Ebenso hält der Paritätische es für geboten, eine Bewertung der ambulanten und 
stationären Versorgung vorzunehmen und die dafür bereits vorhandenen Daten zu 
nutzen. Auch die Absicht, Transparenz über die Aussagekraft der in der ambulanten 
und stationären Versorgung verbreiteten Qualitätssiegel und Zertifikate herzustellen, 
hält der Paritätischen im Sinne der Patient/-innen für notwendig.  
 
Allerdings beschränken sich die in diesem Gesetz vorgesehen Maßnahmen aufgrund 
der Anbindung an den G-BA ausschließlich auf die Gesundheitseinrichtungen im Re-
gelungsbereich des SGB V. Der Paritätische spricht sich dafür aus, die vorgesehe-
nen positiven Maßnahmen auch auf den ambulanten Sektor sowie Einrichtungen der 
Pflege und Rehabilitation (SGB XI und SGB VI) anzuwenden. Mit der Einschränkung 
auf den stationären bzw. auf ausgewählte ambulante Bereiche des SGB V wird die 
Chance vertan, ein einheitliches transparentes Angebot zur Bewertung der Versor-
gungsangebote aus Sicht der Patient/-innen und insbesondere der chronisch kran-
ken und/oder pflegebedürftigen Menschen zu schaffen.  
 
Der Paritätische empfiehlt, dass das unabhängige In stitut auch für die Bewer-
tung des ambulanten Sektors und für Angebote der Re habilitation und Pflege 
zuständig sein sollte.  
 
 
4) Qualitätsberichte - § 137a Absatz 3 Ziffer 5  
 
Der Paritätische bewertet es positiv, dass das neue Institut künftig die ihm vorliegen-
den Informationen neutral und interessenfrei darstellen und patientenfreundlich auf-
bereiten soll. Bei der Sammlung von hochwertigen notwendigen und umfangreichen 
Daten für die Qualitätssicherung muss jedoch eine Abwägung zwischen dem Nutzen 
und dem Ausmaß des bürokratischen Aufwandes erfolgen.  
 
Der Paritätische geht davon aus, dass sich perspekt ivisch der bürokratische 
Aufwand der externen stationären Qualitätssicherung  auch künftig nicht aus-
weiten wird.  
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5) Wahrnehmung der Interessen von Patient/-innen un d Selbsthilfe - § 137a 
Absatz 4 und 6 

 
Die Einbeziehung der Vertretungen der Patient/-innen und der Selbsthilfe chronisch 
kranker und behinderter Menschen bei der Beauftragung und der Entwicklung der 
Inhalte (nach § 137a Absatz 3 SGB V) wird unterstützt. Allerdings scheinen eine er-
folgreiche Umsetzung des Antragsrechts und eine effektive Beteiligung bei der Ent-
wicklung der Inhalte ohne Stimmrecht fraglich. Aus diesem Grund fordert der Paritäti-
sche, wie bereits ausgeführt, eine Verankerung der Selbsthilfe- und Patientenbeteili-
gung in den Gremien der Stiftung und dem Institut. Darüber sollen beispielsweise 
Selbsthilfe- und Patientenorganisationen als Vertretungen der Nutzer/-
inneninteressen künftig bei der Umsetzung der Aufgaben am Institut beteiligt und 
einbezogen werden.  
 
Der Paritätische fordert die rechtlich verbindliche  Einbeziehung der Patienten- 
und Selbsthilfeorganisationen chronisch kranker und  behinderter Menschen in 
die Strukturen sowie bei der Umsetzung der Aufgaben  des Instituts. 
 
 
6) Wissenschaftlicher Beirat - § 137 a Absatz 5 
 
Die Schaffung eines breit aufgestellten wissenschaftlichen Beirats zur Gewährleis-
tung der Qualität des Instituts ist eine sinnvolle Ergänzung zum Vorstand der Stif-
tung. Auch dieser kann Vorschläge für die Befassung mit Aufgaben nach Absatz 3 
einbringen. Allerdings fehlt aus Sicht des Paritätischen in diesem Gremium die Pati-
enten- bzw. Nutzerperspektive.  
 
Der Paritätische fordert auch im Beirat eine rechtl iche Verankerung der Beteili-
gung der Patienten- und Selbsthilfevertretungen.  
 
 
7) Unabhängigkeit des Instituts 
 
Der Referentenentwurf sah zur Sicherstellung der fachlichen Unabhängigkeit des 
Instituts vor, dass die Beschäftigten vor ihrer Einstellung sowie alle an der Aufgaben-
erfüllung nach Absatz 3 beteiligten Personen und Institutionen mögliche Interessen-
konflikte einschließlich Art und Höhe von Zuwendungen offen zu legen haben. Dem-
gegenüber steht im Regierungsentwurf, dass zur Sicherstellung der fachlichen Un-
abhängigkeit des Instituts der Stiftungsvorstand dafür Sorge zu tragen hat, dass Inte-
ressenkonflikte von Beschäftigten des Instituts sowie von allen anderen an der Auf-
gabenerfüllung nach Absatz 3 beteiligten Personen und Institutionen vermieden wer-
den. 
 
Aus Sicht des Paritätischen ist mit Blick auf die Verlautbarungen der Bundesregie-
rung zur Korruption im Bereich Gesundheit nicht nachvollziehbar, warum von der 
eindeutigen Regelung des Referentenentwurfs Abstand genommen wurde.  
 
Der Paritätische fordert im Interesse der Unabhängi gkeit des Instituts klare Re-
gelungen zum Interessenkonflikt von Beteiligten, wi e sie bereits im Referen-
tenentwurf vorgesehen waren.  
 



5 

 

8) Reform der Beitragssätze und Zusatzbeiträge 
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll der paritätisch finanzierte Beitragsanteil bei 
14,6 Prozent festgeschrieben werden. Die bereits mit dem GKV-Finanzierungsgesetz 
vom 22. Dezember 2010 beabsichtigte fortgesetzte Entkoppelung von Arbeitgeber-
kosten und Gesundheitsausgaben wird damit festgeschrieben. Künftige Kostenstei-
gerungen gehen damit vollständig zu Lasten der Versicherten. Damit wird die Abkehr 
von der paritätischen Finanzierung des Gesundheitswesens endgültig vollzogen. 
 
Die Folgen dieser Entwicklung sind fatal. Mit der Festschreibung des Arbeitgeberan-
teils sinkt das Interesse der Arbeitgeberseite an einer wirtschaftlichen Gestaltung des 
Gesundheitswesens weiter. Gleichzeitig wächst die Gefahr einer immer weiter ausei-
nandergehenden Kluft zwischen dem begrenzten Beitragsanteil der Arbeitgeber und 
der unbegrenzten Belastung der Versicherten. 
 
Die zusätzlichen Belastungen der Versicherten sind beträchtlich. Der Gesetzentwurf 
selbst geht schon für das Jahr 2015 von einem aus der Änderung resultierenden 
Einnahmeminus von elf Milliarden Euro aus, die aus dem gegenüber dem bisherigen 
Beitragssatz von 15,5 Prozent um den bisherigen Sonderbeitrag von 0,9 Prozent re-
duzierten neuen Beitragssatz von 14,6 Prozent folgen. Die Fähigkeit der Kranken-
kassen, diese Mindereinnahmen aus den bestehenden Rücklagen von insgesamt 
etwa 16 Milliarden Euro zu finanzieren, ohne kassenindividuell höhere Beiträge zu 
erheben, sind zwischen den Kassen unterschiedlich gestaltet. Es ist deshalb zu be-
fürchten, dass gerade Kassen mit einem hohen Anteil von Geringverdienern und 
Menschen mit Behinderung und/oder chronischen Erkrankungen künftig einem 
nochmals erhöhten Rationalisierungsdruck ausgesetzt werden. Das widerspricht dem 
Ziel, einen Wettbewerb um eine qualitativ hochwertige Versorgung der Betroffenen 
weiter fördern zu wollen. 
 
Spätestens ab dem Jahr 2016 ist mit einer Erhöhung der künftig kassenindividuell 
festzulegenden Zusatzbeiträge auf breiter Front zu rechnen. Vor dem Hintergrund 
der demographischen Entwicklung und des medizinischen Fortschritts ist künftig von 
dauerhaft steigenden Gesundheitsausgaben auszugehen. Eine jährliche Anpassung 
von 0,3 Prozent der Beiträge für die Zukunft erscheint vor diesem Hintergrund nicht 
unrealistisch. Diese Erhöhungen gehen künftig ausschließlich zu Lasten der Versi-
cherten. Die im Referentenentwurf enthaltenen Vorschläge verschärfen die schon 
jetzt bestehende ungleiche Verteilung der Finanzierungslasten in einem bisher nicht 
gekannten Ausmaß. 
 
Mit den im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen erfolgt eine Entlastung des 
Bundeshaushaltes zu Lasten der Versicherten. Nach bisherigen Kalkulationen wird 
die Kostenverschiebung zu Gunsten des Bundeshaushaltes bis 2018 auf mindestens 
2,5 Milliarden Euro ansteigen und insgesamt allein in dieser Legislatur etwa 3,8 Milli-
arden Euro betragen. Dies ergibt sich allein aus der Entlastung durch den Wegfall 
des Sozialausgleichs ab 2015 sowie aus den Einsparungen durch den Übergang zu 
einkommensabhängigen Zusatzbeiträgen im Bereich des Arbeitslosengeldes II, die 
künftig zu Lasten der Bundesagentur für Arbeit erfolgen und mit den Beiträgen zur 
Arbeitslosenversicherung an die Versicherten weitergegeben werden. 
 
Der Paritätische begrüßt ausdrücklich, dass der einkommensunabhängige Zusatzbei-
trag künftig entfallen soll, da dieser trotz des vorgesehenen sozialen Ausgleichs ge-
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rade besonders einkommensschwache und chronisch kranke Menschen zusätzlich 
belastet hätte. Auch die Wiedereinführung der Möglichkeit, kassenindividuelle Beiträ-
ge zu erheben, wird seitens des Paritätischen begrüßt, da diese Möglichkeit dazu 
beitragen kann, den Kassenwettbewerb im Sinne der Versicherten zu verbessern.  
 
Der Paritätische fordert deshalb, die paritätische Finanzierung des Gesund-
heitswesens wiederherzustellen. Die Festlegung der entsprechenden Bei-
tragssätze muss dabei die regelmäßigen jährlichen G esundheitsausgaben ab-
decken. Eine Unterdeckung von annähernd 11 Milliard en Euro, wie sie mit der 
Umsetzung des vorliegenden Gesetzentwurfs droht,, i st dabei zu vermeiden. 
Jedenfalls muss der drohenden fortgesetzten Entkopp elung der Beitragsbelas-
tungen von Arbeitgebern und Versicherten eine geset zliche Grenze gesetzt 
werden.   
 
 
9) Reform des morbiditätsorientierten Risikostruktu rausgleichs 
 
Der Paritätische begrüßt das Anliegen, den morbiditätsorientierten Risikostrukturaus-
gleich so weiterzuentwickeln, dass die aus der ungleichen Versichertenstruktur fol-
genden Ausgaben möglichst weitgehend ausgeglichen werden. Ein solcher Mecha-
nismus ist eine Voraussetzung eines an qualitativen Kriterien orientierten Wettbe-
werbs. Mit der geplanten Wiedereinführung der Beitragsautonomie zwischen den 
Kassen wächst die Bedeutung eines zielgenauen morbiditätsorientierten Risikostruk-
turausgleichs erheblich. 
 
Vor diesem Hintergrund begrüßt der Paritätische die geplante Verwaltung der kas-
senindividuell erhobenen Zusatzbeiträge durch das Bundesversicherungsamt (BVA) 
und die geplanten modifizierten Zuweisungen an die Kassen auf der Grundlage des 
Durchschnittseinkommens aller Versicherten. 
 
Der Paritätische begrüßt darüber hinaus, dass die bereits 2011 durch den Wissen-
schaftlichen Beirat beim BVA kritisierten Defizite bei der Abbildung der Ausgaben für 
Krankengeld und bei der Einbeziehung im Ausland lebender Versicherten mindes-
tens reduziert werden sollen. Nicht im Entwurf enthalten ist die sowohl im Gutachten 
des Wissenschaftlichen Beirates geforderte als auch im Koalitionsvertrag vereinbarte  
Annualisierung der Kosten für verstorbene Versicherte. Der Paritätische geht davon 
aus, dass dies unmittelbar nach Abschluss des dazu anhängigen Verfahrens beim 
Bundessozialgericht aufgegriffen werden wird. 
 
Der Paritätische betont, dass die geplanten Änderungen des Risikostrukturausgleichs 
und vergleichbare Maßnahmen, die sich auf die Wettbewerbssituation der Kassen 
auswirken, möglichst bis zum 01.01.2015 oder ggf. auch rückwirkend zu diesem 
Zeitpunkt umgesetzt werden, um Wettbewerbsbeeinträchtigungen bei der Festlegung 
der Zusatzbeiträge zu vermeiden. 
 
Der Paritätische fordert grundsätzlich, dass die durch die Versichertenstruktur 
bedingten Kostenrisiken zwischen den Kassen durch d en morbiditätsorientierten 
Risikostrukturausgleich so weit wie möglich ausgegl ichen und zusätzlich Anreize 
geschaffen werden, besondere Präventions- und Verso rgungsangebote für sozial 
und gesundheitlich benachteiligte Personengruppen z u schaffen. Strukturelle 
Wettbewerbsnachteile einzelner Kassen sind zu verme iden. Der Ausbau des mor-



7 

 

biditätsorientierten Risikostrukturausgleichs und d ie Beseitigung bestehender 
Methodenfehler sind notwendige Elemente einer faire n, an den Interessen der Ver-
sicherten orientierten Wettbewerbsordnung, wie sie der Paritätische vertritt.  
 
 

 

Berlin, den 07.04.2014 
 
 
 
Ansprechpartner/-in 
Claudia Zinke 
Dr. Joachim Rock 
gesundheit@paritaet.org 


